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Aktuelle Probleme der Gemeindeneuordnung In Frankreich 
Von Dr. jur. Manfred A. Dauses, Würzburg 
Wenn man von Gemeindereform in Frankreich spricht, 
denkt man in erster Linie an das Gemeindereformgesetz 
("Gesetz über Zusammenschlüsse und Umgliederungen 
von Gemeinden") vom 16. Juli 1971 1, das eine grundle-
gende Neuordnung auf gemeindlicher Ebene in die We-
1 Loi 71-588 du 18 julllet 1971 sur les fusions et regroupements 
de communes, J. 0., 18. Jull1971, S. 7091 ff. 
ge leitete. Jedoch ist dieses Gesetz nur eine, wenn auch 
entscheidende Etappe im Rahmen des kommunalpoliti-
schen Programmes der französischen Regierung zur 
Stärkung der Selbstverwaltung der Gebietskörperschaf-
ten. Diese Politik trägt im zentralistischen Einheits-
staat den besonderen Akzent, eine Politik der Dezentra-
lisierung zu sein. Ihre Dringlichkeit erhellt sich leicht aus 
der Tatsache, daß das Land mit annähernd 38 000 Ge-
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meinden anfangs 1971, davon 24000 mit weniger als 500 
Einwohnern und 4000 mit weniger als 100 Einwohnern-, 
eine kommunale Zersplitterung wie kein anderer Staat 
Europas aufweist. 
Erste Ansatzpunkte einer gemeindlichen NeuordnuDjg 
gehen auf das Jahr 1959 zurück, als die Regierung zwei 
neue ~echtsformen zwischengemeindlicher Zusammen-
arbeit schuf. Zwar hatte bereits ein Gesetz vom 22. März 
1890 eine Grundlage für die Errichtung gemeindlicher 
Zweckverbände gebildet, jedoch waren diese sog. Syn-
dieats ä voeation unique als Einzweckverbände auf die 
Wahrnehmung einzelner gemeinsamer Belange ihrer 
Mitgliedsgemeinden beschränkt. Die Ordonnanee 59-29 
vom 5. Januar 1959 3 rief erstmals das Institut der Mehr-
zweckverbände, der sog. Syndicats ä vocation multiple, 
ins Leben, öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit ei-
genem, Verwaltungsapparat, die für die beteiligten Ge-
meinden _eine Gesamtheit von Aufgaben wahrnehmen, 
die von gemeinsamer Bedeutung sind und die Verwal-
tungskraft einer einzelnen Gemeinde übersteigen oder 
für diese zumindest unwirtschaftlich sind. Die Errich-
tung ~er Mehrzweckverbände erfolgt durch Verwal-
tungsakt des oder der zuständigen Departementpräfek-
ten auf Initiative einer qualifiZierten Mehrheit der in-
teressierten Gemeinderäte; der Zustimmung aller be-
troffenen Gemeindevertretungen bedarf es seit dem Ge-
setz vom 31. Dezember 1970 4 nicht mehr. 
Als nächstengere Rechtsform der zwischengemeindli-
chen Zusammenarbeit schuf die Ordonnance 59-30 
gleichfalls vom 5. Januar 1959 den sog. Stadtbezirk (Di-
striet urbain), der durch das bereits angeführte Gesetz 
vom 31. Dezember 1970 in District umbenannt wurde. 
Er kann unter denselben Verfahrensvoraussetzungen 
w~e das Syndieat errichtet werden 6. Obwohl er heute 
nicht mehr auf städtische Ballungsgebiete, insbesondere 
Städte mit einem Kranz selbständiger Vororte be-
schränkt ist, ist er doch im Gegensatz zum Syndicat in 
,erster Linie für geschlossene Siedlungsräume geeignet 
deren Gemeinden aufgrund ihrer engen räumliche~ 
Verbundenheit zueinander gewisse Verwaltungsaufga-
ben sachgerecht nur gemeinsam wahrnehmen können. 
Im Gegensatz zum Syndieat obliegen dem District daher 
kraft Gesetzes Mindestau!.gaben, insbesondere die Auf-
gaben der gemeindlichen Wohnungsämter und des Feuer-
schutzes, zu denen, hinzu weitere Zuständigkeiten durch 
deI?' Gründungsakt übertragen werden können. Insoweit 
ZWIschen den Mitgliedsgemeinden S~'ndicats bestanden 
gehen deren Zuständigkeiten zur Vermeidung unnöti~ 
gen mehrfachen Verwaltungsaufwandes kraft Gesetzes 
auf den Distriet über. ' 
ivlit,C?esetz 66-1069 vom 31. Dezember 196~ 8 schuf der 
fra~zosisch: Gesetzgeber die Rechtsgrundlage für eine 
weItere, dIe. engste Form zwischengemeindlicher Zu-
sam~,enar~elt, di'e sog. Stadtgemeinschaft (Communaute 
urbame), dIe eine weitreichende Integration der sie bil-
de~den ,Gemeinden bewirkt. Rechtsform und formelle 
Grundungsvoraussetzungen entsprechen denen von 
SYll,dicat und Distriet; materiell ist ein zusammenhän-
gend,es Ballungsgebiet mit einer Mindestbevölkerung 
,von 50 000 Einwohnern erforderlich. Wie der District 
keI?nt die Stadtgemeinschaft gesetzliche Aufgabenzu-
welsun~en, die statut~risch durch weitere Zuständigkei-
teI? erganzt werden konnen. Die gesetzlichen Zuständig-
keIten umf~s~en das. gesamte weite Gebiet der öffentli-
chen Investitionen der Mitgliedsgemeinden, des Städte-
,baus und ~e~ Raumordnung sowie dIe öffentlichen Ver-
sorgungsemnchtungen.Um doppelgleisigen Verwal-
tungsaufwand zu vermeiden, gehen mit Gründung einer 
Stadtgemeinschaft kraft Gesetzes alle Aufgaben und 
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Befugnisse auf diese über, die zuVor von den Syndicats 
oder Districts der Mitgliedsgemeinden ausgeübt WUr-
den. Die ersten Stadtgemeinschaften waren am 31. De-
zember 1966 .für die Stadtgebiete Bordeaux, lJlle, LYon 
und Straßburg errichtet worden. ' 
Nach allgemeinem französischem Gemeinderecht erfol-
gen gemeindliche Bestandsänderungen ebenso wie bloße 
Gemeindegebietsänderungen durch Verwaltungsakt des 
Departementpräfekten nach Anhörung der betroftenen 
Gemeindevertretungen 7. Um Eingemeindungsverfahren 
mit den Grundsätzen verstärkter gemeindlicher Selbst-
verwaltung in Einklang zu bringen und um zugleich die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausgestaltung des 
Landes zu einem modemen Lebens- und Verwaltungs-
raum zu schaften, wurde das Gemeindereformgesetz 
vom 16. Juli 1971 verabschiedet. Sein Anliegen ist es, 
erstmals einen Gesamtplan der erforderlichen Gemein· 
deneugliederung zu erstellen und in diesem Rahmen 
neue Verfahrensformen, ein System finanzieller und 
steuerlicher Anreize und flexiblere Ubergangslösungen 
zur Milderung von Härten zu gestalten. 
Unter ausdrücklichem Verzicht auf jede pausdlalisie-
rende Umstrukturierung, etwa unter Zugrundelegung 
der bloßen Einwohnerzahl oder Finanzkraft der Ge-
meinden, sollte das folgende Verfahren zur Anwendung 
gelangen: In einer ersten Phase erstellt der Präfekt 
eines jeden Departements nach Anhörung einer ad-hoc-
Kommission von geWählten Vertretern der Gebietskör-
perschaften einen Plan departemental wünschenswer-
ter Eingemeindungen, Syndicats, Districts und Commu-
nautes urbaines, wobei insbesondere der natürlichen 
Gemeindezusammengehörigkeit und dem rationellen 
Gebrauch sachlicher und personeller Ausstattung Rech-
. nung zu tragen ist (Art. 1· und 2). Diese Pläne sind von 
den Präfekten zwischen April und Juni 1972 vorgelegt 
worden. 
Die sich anschließende zweite Phase des Neuordnungs-
verfahrens ist im wesentlichen eine Phase der Durch-
fÜhrung des Planes (Art. 3--8). Handelt es sich dabei um 
eine Gemeindebestandsänderung, ist grundsätzlidt die 
Zustimmung aller betroffenen Gemeindevertretungen 
erforderlich; hilfsweise reicht ein positives Votum des 
Conseil general, d. h. des Volksvertretungsorganes des 
Departements, und in zweiter Linie eine unter be-
stimmten Voraussetzungen anzusetzende Volksbefra-
gung der Angehörigen der betroffenen Gemeinden aus, 
Jedoch kann auch im Falle eines positiven Ausgangs 
des Referendums eine Gemeinde dann nicht zum Zu-
sammenschluB gezwungen werden wenn sich eine qua-
lifizierte Mehrheit ihrer eigenen Gemeindeangehörigen 
gegen den Zusammenschluß ausspricht. In diesem Fall 
kann der Zusammenschluß, soweit tunlich, nur zwischen 
den übrigen Gemeinden ausgesprochen werden 8. 
Neue erleichterte VerfahrensvorausSetzungen gelten 
nach dem Gemeindereformgesetz von 1971 für die Er-
richtung von Syndicats, DistIjcts und Stadtgemeinschaf-
ten in Durchführung des Plan departemental. Kommt 
I La reforme communale, hg. lIIIinisüre de l'Interleur, BuUetln 
d'informations, März 117', S. 11 f. 
a J. 0., 8. Januar 1159, S. 313., 
4 Loi 79-1297 du 31 decembre 1870 aur 1. gestion munlclpale et les 
libertes communales, J. 0., 1. Januar 1871, S. 3. 
I J. 0., S. Januar 1959, S. 313. 
• J. 0., f. Januar 198'1, S. 99. 
7 Art. 3 von Decret 59-189, J. 0., 2'1. Januar llI5f/, S. 1301 f. 
8 Ministere de l'InUrleur, <:Irculaire 71 __ du .. Juillet 19'11, 
Applicatlon de la 101 71-588 du 18 Juillet 1971, S. 22 f. 
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die nach allgemeinem Gemeinderecht erforderliche qua-
lifizierte Mehrheit der beteiligten Gemeinderäte nicht zu-
stande, kann an Stelle einer vorgesehenen Stadtgemein-
schaft die nächstschwächere Integrationsform, nämlich 
ein mit gewissen gesetzlichen Zuständigkeiten ausge-
statteter Distriet, an Stelle eines vorgesehenen Districts 
oder Syndicats die leichteste Form gemeindlicher Koor-
dination, ein bloßes Studien- und Programmierungs-
Syndicat für öffentliche Investitionen, ins Leben geru-
fen werden (Art. 5 und 6). 
Trotz eines groß angelegten SystemS steuerlicher Er-
leichterungen und finanzieller Anreize, insbesondere 
staatlicher Investitionszuschüsse für die Zeitdauer von 
5 Jahren, iSt der Umfang der bisher verwirklichten Re-
formmaßnahmen erstaunlich gering gewesen: In vielen 
Departements konnte nur ein bescheidener Bruchteil 
der vorgesehenen Eingemeindungen durchgeführt wer-
den; die Bildung von Syndicats, Districts und Stadtge-
meinschaften ist zum Teil bislang noch nicht in Angriff 
genommen worden '. 
I Diesbeztlillidle AuswertUJ1fen sind bislang noch verwaltungs-
Intern. 
I' THIEBAUT FLORY. La r~forme du 16 julllet 1971 relative 
aux fusl.ona et aux regroupements de communes. in: Doctrine. 
Dezember 19'71. S. 837 tf •• 848. 
11 Vers la reforme de la ftaca1it~ dlrecte locale - La revision 
des valeurs locatlVeil dell propr1e~s bAties. in: Actual1tes-Ser-
vlce. Mal 11'10. 
Einen weiteren Angriffspunkt der Kritik des Reformge-: . 
setzes von 1971 bildet die als künstlich empfundene 
Abtrennung einer gemeindlichen Neuordnung von der 
längst fälligen Reform des Gemeindesteuer~Jstems 10. 
So beruhen die vier direkten Gemeindesteuern (Grund-
steuer auf unbebaute Grundstücke, Grundsteuer auf be-
baute GrundStücke, Steuer auf bewegliches Gut in 
Wohngebäuden und Gewerbesteuer) auf unterschiedli-
chen Bemessungsgrundlagen; die Festlegung der ent-
sprechenden Einheitswerte reicht zum Teil auf die 40er 
Jahre zurück:. Zwar ist seit 1970 eine Vereinheitlichung 
. der Bemessungsgrundlagen in Form des sog. Kataster-
einheitswertes und zugleich eine Neuberechnung der 
Einheitswerte mit Bezug auf den 1. Januar 1970 in An-
griff genommen worden, jedoch düften die diesbezüg-
lichen Arbeiten erst anfangS 1974 im wesentlichen zum 
Abschluß gelangen 11. 
Offen ist ferner .dieFrage eines vor allem in Industrie-
. zonen dringlichen' Gemeindesteuerausgleiches. ,Das 
französische Wirtschafts- und Finanzministerium hat 
zwar unterdessen begonnen, Modellentwürfe ausz:uar-
betten, die eine sog ... Departementalisation" der Gewer-
besteuer (Patente), d. h. ihre Vereinnahmung auf der 
Ebene des Departements und anschließende Verteilung 
auf die Gemeinden nach einem bestimmten Verteiler':' 
schlüssel, vorsehen, jedoch dürfte mit deren Einbringung 
vor den gesetzgebendEm Körperschaften nicht in näch-
ster Zeit zu rechnen sein. 
